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Gremium Sitzung am Beschlussqualität Abstimmungs-
ergebnis 

Stadtrat 02.05.2014 Entscheidung  
 
 
Beratungsgegenstand 
 
Änderung der Satzung für den Beirat für Gleichstellungsfragen - GlstB - 
 
Antrag: 
 
Die  Änderung der Satzung des Beirates für Gleichstellungsfragen in der Fassung vom 27.10.2008 
wird entsprechend der beigefügten Änderungssatzung beschlossen. 
 
 
 
gez.        gez. 
 
Dr. Alfred Lehmann      Helmut Chase 
Oberbürgermeister      Berufsmäßiger Stadtrat 
 
 
 
 
 



Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 
Einmalige Ausgaben 
      

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
      

 
  im VWH bei HSt:       
  im VMH bei HSt:       

Euro:
     
     

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
      

  Deckungsvorschlag 

von HSt:       

von HSt:       

von HSt:       

Euro:

     

     

     Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 20      Euro:
     

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die Haushaltsstelle/n 
(mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung)
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
      
 
 
Kurzvortrag: 
 
Aufgrund des Wahlergebnisses ist die Besetzung des Beirats anzupassen (s. § 2 der Satzung). 
 
Der Beirat soll künftig mindestens zweimal jährlich tagen und nicht mehr in jedem 
Sitzungsdurchlauf. Dementsprechend ist § 7 Nr. 1 der Satzung zu ändern. 
 
Zudem soll der Beirat nicht mehr für die Vorberatung der einzelnen Straßenbenennungen 
zuständig sein (verbleibt wie bisher in der Zuständigkeit des Kultur- und Schulausschusses), 
sondern nur grundsätzliche Vorschläge zu Straßenbenennungen entwickeln. 
 
Die Geschäftsordnungskommission hat diesen Anpassungen zugestimmt. 
 
 



 


